
BEFREIUNG 
ERKÄMPFEN
FÜR FRAUENKAMPF UND REVOLUTION

In den vergangenen Jahren – auch ganz aktuell – er-
leben wir eine neue Dynamik weltweiter Kämpfe von 
Frauen. In Argentinien und Polen kämpfen Frauen für 
reproduktive Rechte. Im Iran gegen den Kopftuchzwang 
und ein unterdrückendes Regime. In Rojava bauen Frau-
en auf sämtlichen Ebenen – politisch, sozial und mili-
tärisch – neue gesellschaftliche Strukturen auf, fernab 
von kapitalistischer Profitlogik, Frauenunterdrückung 
und Naturausbeutung. Ihre Entschlossenheit erfährt 
weltweit feministische Solidarität. Doch ein genauerer 
Blick zeigt: Frauenkampf ist nicht gleich Frauenkampf. 

Internationale feministische Solidarität - 
statt imperialistischer Außenpolitik
Entgegen des Posierens von Annalena Baerbock mit 
„Jin Jiyan Azadi“-Schild, hat ihr (außen-)politischer Kurs 
nichts mit Feminismus und Menschenrechten zu tun. 
Viel mehr wird hier ein Kriegstreiberkurs eingeschla-
gen, der vor allem eigene Interessen verfolgt. Nämlich 
deutsch-europäische Einflusssphären für Politik und 
Kapital gegen Russland in der Ukraine abzusichern, be-
ziehungsweise zu erweitern. Schon 2001 stimmte die 
rot-grüne Bundesregierung dem Kriegseinsatz in Afgha-
nistan zu, der Destabilisierung und viel Leid mit sich ge-
bracht hat, während sie von Menschen- und Frauen-
rechten sprachen. Der Erzählung von Kriegseinsätzen 
und Waffenlieferungen im Namen humanitärer Rech-
te und Feminismus müssen wir widersprechen, denn 
Waffenlieferungen und die Erweiterung kapitalistischer 
Marktlogiken und Ausbeutung haben nichts mit den In-
teressen der Bevölkerungsmehrheit zu tun.

Wie geheuchelt das Hochhalten internationaler Frauen-
kämpfe seitens der regierenden Parteien ist, zeigt das 
Verhältnis zur kurdischen Befreiungsbewegung: Wurden 
im Kampf gegen den IS die kurdischen Frauen noch als 
Heldinnen gefeiert, werden sie jetzt vom Nato-Part-
ner Türkei zermalmt. Statt Worte der Solidarität liefert 

Deutschland Waffen in die Türkei und unterhält diplo-
matische Beziehungen zu Erdogan. Selbst in Europa 
sind Kurd:innen nicht vor Verfolgung sicher. Die beiden 
Terror-Anschläge gegen Kurd:innen in Paris 2013 und 
Ende 2022 haben Frauen, die für Selbstbestimmung 
und Freiheit gekämpft haben, das Leben gekostet. Von 
Annalenas „Jin Jiyan Azadi“ bleibt nach dieser Betrach-
tung, die bei weitem nicht vollständig ist, nichts mehr 
übrig. 

Kein gutes Leben für alle im Sinn
Die Ampel-Regierung ist zwar mit einem progres-
siven Anspruch angetreten, doch dieser beinhaltet 
mehr Schein, als Sein: Die Abschaffung des §219c, 
der das Informieren über Schwangerschaftsabbrü-
che bislang unter Strafe stellte, ist eine völlig un-
zureichende Maßnahme, die als großer Fortschritt 
verkauft wurde. Auch wenn jetzt eine bessere Auf-
klärung über Abtreibungen stattfinden kann, wird 
ein Abbruch selbst weiterhin kriminalisiert. Der 
Einzug vergleichsweise vieler Frauen in das neue 
Parlament und das Werben für Quoten und Frau-
en in Führungspositionen, verhelfen vielleicht ein-
zelnen Frauen zu machtvolleren Positionen. Doch 
neben der Machtfrage müssen wir die Systemfrage 
stellen. Es geht nicht darum, dass Einzelne eine 
bessere Stellung in einem ausbeuterischen Sys-
tem ergattern, sondern darum, die Verhältnisse 
zu verändern. Frauen in Führungspositionen, wie 
Susanne Klatten oder Yvonne Bauer, verfügen über 
Milliarden, weil sie Unternehmenseigentümerin-
nen und damit eine kleine, privilegierte Minderheit 
sind. Ein Interesse an der Veränderung der Eigen-
tumsverhältnisse, was die Lebenssituation des 
Großteils der Frauen verbessern würde, vertreten 
sie nicht. Wir hingegen stehen für eine strukturelle 
Überwindung eben dieser Verhältnisse ein, da sie 
Ursprung der patriarchalen und kapitalistischen 
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Unterdrückung der Frau sind. Die regierenden - 
sich als emanzipiert präsentierenden - Parteien 
stehen hinter dem kapitalistischen System. Sie 
haben kein Interesse daran eine Gesellschaft zu 
gestalten, in der alle gut leben können. 

Für Frauenkampf und Revolution – weltweit
Das alles sind Angriffe auf unsere Interessen und 
unsere Kämpfe, gegen die wir uns wehren müssen 
– auch wenn sie mit dem Label „feministisch“ ver-
sehen werden. Wir wissen: Der Kapitalismus mit 
seinen Kriegen und Krisen, mit der Ausbeutung der 
Arbeiter:innenklasse und Frauenunterdrückung,  
kann nicht das Ende der Geschichte sein. Eine Ge-
sellschaftsordnung, in der nicht der Geldbeutel, 
Geschlecht, Sexualität oder Herkunft entscheiden 
wie wir leben ist kein utopischer Traum, sondern 
eine reale Möglichkeit. Frauen, wie Clara Zetkin und 
Rosa Luxemburg kämpften schon damals für das 
Frauenwahlrecht, die ökonomische Selbstständig-
keit von Frauen, sowie gegen den Kapitalismus. 
Heute kämpfen Frauen in Kurdistan und im Iran 

unter der Parole „Jin Jiyan Azadi“ – eine Parole des 
Aufstandes und der Entschlossenheit dem Patriar-
chat ein Ende zu setzen. So lange Menschen un-
terdrückt werden, wird es auch Kämpfe um Befrei-
ung geben, in der die Unterdrückung der Frau und 
Frauen als Revolutionärinnen in der Auseinander-
setzung mit den Herrschenden eine konkrete Rol-
le einnehmen. Schon auf dem Weg zur Revolution 
und dem Aufbau einer klassenlosen Gesellschaft 
ist der Frauenkampf für uns ein wesentlicher Teil, 
der zu einer kommunistischen Perspektive beiträgt 
und den Weg dorthin auf allen Ebenen mitgestal-
tet. Lasst uns die Parole Jin Jiyan Azadi mit revo-
lutionärer Perspektive füllen: Solidarität mit den 
antikapitalistischen, fortschrittlichen und revolu-
tionären Frauenkämpfen aufbauen, ihre Kämpfe 
hier vor Ort sichtbar machen und Aktionen planen, 
welche ihre Kämpfe direkt unterstützen. Kämpfen 
wir gemeinsam für ein Leben jenseits der kapita-
listischen Ausbeutung und seinen menschenver-
achtenden imperialistischen Auswüchsen. Für den 
Kommunismus! 

„Die Revolution ist der einzige Weg zur Befreiung 
der Frau.“ - Clara Zetkin

Krieg, Krise und patriarchale Unterdrückung - 
statt freies und sicheres Leben für alle!
Aktuell erleben wir in Deutschland und Europa 
einen massiven Rückbau der öffentlichen Versor-
gung. Im Dezember saßen Mütter mit ihren kran-
ken Kindern auf den Fluren der Kliniken, weil keine 
Betten mehr frei waren und nicht ausreichend Pfle-
gepersonal vorhanden war. Dieses Jahr fehlen in 
Deutschland mehrere hunderttausend Kita-Plätze. 
Lohnabhängige Frauen sind von diesen Entwick-
lungen doppelt betroffen: Im sozialen Bereich und 
der Pflege sind es vor allem beschäftigte Frauen, 
die die Überlastung und die Unterfinanzierung zu 
spüren bekommen. Und es sind ebenso besonders 
Frauen, die im Privaten auffangen müssen, was 
nicht vom Staat zur Verfügung gestellt und orga-
nisiert wird. 

Weibliche Stereotype und die Ideologie der Mut-
terrolle werden aufrecht erhalten, um sich die Re-
produktion von Arbeitskraft für das Kapital mög-
lichst nichts kosten zu lassen. Das sollen Frauen 
bitte immer noch zu Hause umsonst und freiwillig 
erledigen. Gleichzeitig müssen es sich Frauen im-
mer noch gefallen lassen als billige Arbeitskräfte 
ausgebeutet zu werden. Und damit keine aus der 

Reihe tanzt und sich wehrt, wird der alltägliche Se-
xismus und Gewalt gegen Frauen billigend in Kauf 
genommen. 
Die Zusammenhänge von Wirtschaftskrise, Sozial-
abbau und Angriffen auf Arbeitsbedingungen, wie 
das Androhen der 42-Stunden Woche und die An-
hebung des Renteneintrittalters, sind kein Zufall 
oder einfach schlechte Zeiten, in denen wir leben. 
Es handelt sich hierbei auf allen Ebenen um struk-
turelle Probleme, die tief in der kapitalistischen 
Gesellschaft verankert sind. Die politische Schwer-
punktsetzung der Herrschenden setzt deutliche 
Prioritäten: Während wir darüber nachdenken, wie 
wir den Kopf über Wasser halten, werden die Rei-
chen immer reicher. Während der Staat hunder-
te Milliarden für Bundeswehr und Kriegsgerät zur 
Verfügung stellt, blockt er als Arbeitgeber des öf-
fentlichen Dienstes die legitimen Forderungen der 
Beschäftigten in der aktuell laufenden Tarifrunde. 
Die Forderung nach 10,5 Prozent mehr Lohn und 
mindestens 500€ würde den Staat gerade einmal 
10 Milliarden kosten. Rüstungsunternehmen profi-
tieren von diesem Kurs. So war das Jahr 2022 für 
das Rüstungsunternehmen Rheinmetall ein „Re-
kordjahr“, während die öffentliche Daseinsfürsorge 
immer weiter abgewirtschaftet wird.

www.perspektive-kommunismus.org


